
Zu den von Prof. Anton Bettelheim gegebenen Erklärungen über seinen Rücktritt von der 

Herausgeberschaft des „Bibliographischen Jahrbuchs“ (vgl. Sp. 1008) nimmt der Verlagsinhaber des 

Verlages Georg Reimer, Dr. Walter de Gruyter, gleichfalls in einem „offenen Brief an die Mitarbeiter und 

Freunde des ‚Bibliographischen Jahrbuchs und Deutschen Nekrologs‘“ Stellung. Er veröffentlicht darin 

zuerst ein von ihm unterm 26. Dezember 1917 an Prof. Bettelheim gerichtetes Antwortschreiben auf 

dessen Brief vom 19. Dezember, in dem es heißt: 

„ ... 3. Das erste Ergebnis des langen brieflichen Zwiegespräches, das sich zwischen Ihnen und mir 

entwickelte, war ein zwiespaltiges. Der Verfasser war zu so wesentlichen Änderungen bereit, daß dem 

Verlangen von Herrn Schmid mindestens zum Teil Genüge geschehen wäre. Sie aber ließen mich wissen, 

daß Sie, als Herausgeber, nach sorglicher Prüfung die Arbeit von Herrn Kleinberg in ihrem Inhalt für 

stichhaltig, in ihrer Fassung für unanfechtbar hielten; daß Ihre Herausgeberwürde einer Drohung des Herrn 

Schmid nicht weichen würde; daß Sie mein Zugeständnis der vorläufigen Zurückziehung aus dem 

Buchhandel nicht billigen könnten; daß Sie jede Haftung für den Artikel übernähmen und die 

Wiederinkurssetzung des Bandes von mir erwarteten. 

4. Demgegenüber erklärte ich nach ebenso gewissenhafter Prüfung der mir zu Gebote stehenden 

Quellen, daß und warum ich mir Ihre Anschauung über die kleinbergsche Arbeit nicht zu eigen machen 

könne, daß und warum sie mir jetzt noch angreifbarer als zuvor erscheine. Tat auch an Hand der 

gesetzlichen Bestimmungen dar, daß und warum der im Auslande lebende Herausgeber den Verleger von 

der Verantwortung gegenüber dem Strafrecht und dem Zivilrecht nicht befreien könne, gab Ihnen Kunde 

von einer mehrstündigen Aussprache, die ich um die Dezembermitte besonders auch in bezug auf diesen 

Punkt mit Herrn Schmid gehabt hatte, und bat Sie zum anderen Male, in eine Änderung des kleinbergschen 

Nekrologes einzuwilligen. 

5. Die Antwort darauf ist Ihr Brief vom 19. Dezember, worin Sie mich, ohne auf meine Darlegungen 

einzugehen, mit kalter Entschiedenheit wissen lassen, daß Sie auf Ihrem Standpunkt beharren und worin 

Sie von mir verlangen, ‚daß die einseitige Verfügung der Aufhebung sofort außer Kraft gesetzt und der Band 

wieder ausgegeben‘ werde. Das heißt: Sie nehmen in dem Glauben an Ihr Recht, aber im sicheren Hort vor 

einer Strafverfolgung, Ihre vermeintliche ‚Herausgeberehre‘ wahr; ich jedoch soll die Folgen einer Handlung 

auf mich nehmen, an der ich keinen Teil gehabt, die mein Rechtsbewußtsein nicht vertreten kann und 

wegen deren ich als Verleger die Anklage aus dem § 189 des Deutschen Strafgesetzbuches zu gewärtigen 

hätte ...“ 

Des weiteren sucht Dr. Walter de Gruyter die Behauptung Prof. Bettelheims zu widerlegen, daß sein 

Versuch, den Verfasser des May-Nekrologes zur Abänderung des Textes zu bestimmen, fehlgeschlagen sei. 

Er stellt einige von Prof. Kleinberg vollzogene Änderungen des Textes, die dieser am 25. November 1917 an 

Prof. Bettelheim gesandt, der sich an den Verlag weitergegeben hatte, im Urtext den betr. Abänderungen 

gegenüber. 

Am Schluß seines „offenen Briefes“ schreibt Dr. Walter de Gruyter: 

„ ... Und nun in aller Kürze noch einmal zu den beiden Kernpunkten, die zwischen mir und Professor 

Bettelheim strittig sind: 

1. Widersprach der kleinbergsche Artikel dem Recht und der guten Sitte? 

2. Machte ich mich, wenn er dies tat, nachdem ich von ihm Kenntnis genommen, durch den 

Weitervertrieb des Bandes mitschuldig? 

Die erste Frage verneint Professor Bettelheim, während ich sie unbedingt dahin bejahe, daß Professor 

Kleinberg, in Unterschätzung der Aufgabe und des Stoffes und in nicht genügend kritischem Verlassen auf 

seine Quellen, seiner Darstellung Züge eingefügt hatte, die das Bild Karl Mays zum mindesten über das 

Beweisbare hinaus verdunkelten und noch lebende Personen des mayschen Kreises verunglimpften. 

Die zweite Frage wendet sich einmal an das Gewissen und steht als solche in unlösbarem 

Zusammenhang mit der Antwort auf ihre Vorgängerin. Ob der Verleger, dem sich eine bei ihm beheimatete 

Druckschrift als eine Beleidigung darstellt, schon allein um deswillen durch die Einstellung des Vertriebes 

der Auswirkung des durch sie geschehenen Unrechtes Grenzen setzen muß und darf, das mag dahingestellt 

bleiben und dürfte, wenn eine andere vom Recht berufene Instanz ihn deckt, von der Schwere des Falles 

und dem Grade seines ablehnenden Urteils abhängig sein. Fehlt aber nach dem Gesetze eine solche andere 

Instanz, dann trägt er auch rechtlich die Verantwortung und dann darf auch nur der eigene Rechtssinn der 



Führer sein. Mit wie starkem Ernst auch Professor Bettelheim die Erklärung wiederholt, daß er zur 

Übernahme jeder Haftung vorbehaltlos bereit sei, so entbehrt sie doch der juristischen Kraft. Zivilrechtlich 

hätte Professor Bettelheim den Verleger dadurch vielleicht vor Entschädigungsklagen schützen können, 

wenn die Beleidigten oder die Geschädigten damit einverstanden gewesen wären; die strafrechtliche 

Untersuchung und Anklage aus § 189 des Deutschen Reichsstrafgesetzbuches und aus § 21 des Deutschen 

Reichspreßgesetzes hätte sich nur an den Verleger halten können, weil sich die anders in erster Reihe 

Verantwortlichen Herausgeber und Verfasser, ‚nicht im Bereiche der richterlichen Gewalt eines deutschen 

Bundesstaates befinden‘. Mit keinem Wort macht Professor Bettelheim in seinem ‚offenen Briefe‘ den 

Versuch, diese Feststellung zu entkräften ...“ 
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